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zur Anderung von Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung und zur Verhütung mißbräuchlicher Aus⸗ 
nutzung von Vollſtreckungs möglichkeiten. 
Vom 9. März 1935. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 25, $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat vom 
24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Erſter Abſchnitt 
Anderung der Zivilprozeßordnung 
Die Zivilprozeßordnung in der für Danzig geltenden Faſſung wird dahin abgeändert und ergänzt: 
1. Im 8 811 — Verzeichnis der unpfändbaren beweglichen Sachen — erhalten die Nrn. 1, 5, 
6, 7 und 8 folgende Faſſung: 

1. die dem perſönlichen Gebrauch oder dem Haushalt dienenden Sachen, insbeſondere Klei⸗ 
dungsſtücke, Wäſche, Betten, Haus⸗ und Küchengeräte, ſoweit der Schuldner ihrer zu einer an⸗ 
gemeſſenen, beſcheidenen Lebens⸗ und Haushaltsführung bedarf; 

5. bei Perſonen, die aus ihrer körperlichen oder geiſtigen Arbeit oder ſonſtigen perſönlichen 
Leiſtungen ihren Erwerb ziehen, die zur Fortſetzung dieſer Erwerbstätigkeit erforderlichen Ge⸗ 
genſtände; N 

6. bei den Witwen und minderjährigen Erben der unter Nr. 5 bezeichneten Perſonen, wenn ſie 
die Erwerbstätigkeit für ihre Rechnung durch einen Stellvertreter fortführen, die zur Fort⸗ 
führung dieſer Erwerbstätigkeit erforderlichen Gegenſtände; 

7. Uniformen und ſonſtige Dienſtkleidungsſtücke ſowie Dienſtausrüſtungsgegenſtände, ſoweit ſie 
zum Gebrauch des Schuldners beſtimmt ſind, ſowie bei Beamten, Geiſtlichen, Rechtsan⸗ 
wälten, Notaren, Arzten und Hebammen die zur Ausübung des Berufs erforderlichen Gegen⸗ 
ſtände einſchließlich angemeſſener Kleidung; 

8. bei Perſonen, die wiederkehrende Einkünfte der in den SS 850 bis 850 b, 850 f bis 850 h 
bezeichneten Art beziehen, ein Geldbetrag, der dem der Pfändung nicht unterworfenen Teil 
der Einkünfte für die Zeit von der Pfändung bis zu dem nächſten Zahlungstermin entſpricht. 

2. An die Stelle des § 850 treten folgende Vorſchriften: 


§ 850 

(1) Die Dienſtbezüge der Beamten, der Geiſtlichen ſowie der Arzte und Lehrer an öffent⸗ 
lichen Anſtalten und die Bezüge dieſer Perſonen nach ihrer Verſetzung in den dauernden oder einſt⸗ 
weiligen Ruheſtand oder ihrem ſonſtigen Ausſcheiden aus dem Dienſt ſind bis zum Betrage von 
monatlich 180 G und, ſoweit ſie dieſen Betrag überſteigen, zu zwei Dritteilen des Mehrbetrags 
der Pfändung nicht unterworfen. Das gleiche gilt von den Verſorgungsbezügen früherer Wehr⸗ 
machtangehöriger, ſoweit nicht in den Verſorgungsgeſetzen ein anderes beſtimmt iſt. Beträge, 
die auf Grund ſteuerrechtlicher oder ſonſtiger geſetzlicher Vorſchriften zugunſten des Schuldners un⸗ 
mittelbar an eine dritte Stelle abzuführen ſind, dürfen bei der Ermittlung des pfändbaren Be⸗ 
trages nicht in Abzug gebracht werden. N 

(2) Die Zulagen und Beihilfen, die den im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen mit Rückſicht auf 
das Vorhandenſein unterhaltsberechtigter Angehöriger gewährt werden, ſind weder der Pfän⸗ 
dung unterworfen, noch bei der Ermittlung der pfändbaren Beträge zu berückſichtigen. Das gleiche 
gilt für die Einkünfte, die zur Beſtreitung eines Dienſtaufwandes beſtimmt ſind. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 22. 3. 1935.) 


nu 


418 


(3) Wegen der Unterhaltsanſprüche, die Verwandten, Ehegatten, früheren Ehegatten oder 
unehelichen Kindern kraft Geſetzes zuſtehen, ſind die im Abſ. 1 und im Abſ. 2 Satz 1 genannten 
Bezüge ohne die dort bezeichneten Beſchränkungen pfändbar. Dem Schuldner iſt jedoch von den 
Bezügen ſo viel zu belaſſen, als er für ſeinen notwendigen Unterhalt und zur Erfüllung ſeiner lau⸗ 
fenden geſetzlichen Verpflichtungen gegenüber den dem Gläubiger vorgehenden Unterhaltsberech⸗ 


tigten oder zur gleichmäßigen Befriedigung der dem Gläubiger gleichſtehenden Unterhaltsberech⸗ 
tigten bedarf. Die Reihenfolge beſtimmt ſich nach 8 1609 des Bürgerlichen Geſetzbuchs; die An⸗ 
ſprüche der unehelichen Kinder ſtehen denen der Verwandten, Ehegatten und früheren Ehegatten 


nach. Der dem Schuldner nach Satz 2 verbleibende Teil ſeiner Bezüge darf den Betrag nicht 
überſteigen, der ihm nach den Abſätzen 1 und 2 zu verbleiben hätte. Für die Pfändung wegen 
Rückſtände, die länger als ein Jahr vor dem Antrag auf Erlaß des Pfändungsbeſchluſſes fällig 
geworden ſind, gelten die Vorſchriften dieſes Abſatzes nur inſoweit, als nach Lage der Verhältniſſe 
anzunehmen iſt, daß ſich der Schuldner ſeiner Zahlungspflicht abſichtlich entzogen hat; im übrigen 
iſt die Pfändung wegen derartiger Rückſtände nur in den in den Abſätzen 1 und 2 bezeichneten 
Grenzen zuläſſig. 

(4) Andern ſich die Verhältniſſe, die nach den Abſätzen 1 bis 3 den unpfändbaren Teil des 
Bezuges beſtimmen, jo iſt auf Antrag des Schuldners oder des Gläubigers der Pfändungsbeſchluß 
entſprechend zu ändern. Den Antrag kann auch ein Dritter ſtellen, dem gegenüber der Schuldner 
kraft Geſetzes unterhaltspflichtig it. Der Drittſchuldner kann nach Maßgabe der bisherigen Pfän⸗ 
dung mit befreiender Wirkung leiſten, ſolange ihm der Anderungsbeſchluß nicht zugeſtellt iſt. 


§ 850 a 


(1) Für die Pfändung der Bezüge von Hinterbliebenen der im 8 850 Abſ. 1 genannten Per⸗ 
ſonen, der Bezüge aus Witwen⸗ und Waiſenkaſſen, der Erziehungsgelder, Studienſtipendien und 
ähnlicher Bezüge gelten die Vorſchriften des $ 850 entſprechend. 

(2) Die Sterbe- oder Gnadenbezüge ſind in voller Höhe unpfändbar. 


§ 850 b 

(1) Arbeits⸗ und Dienſtlohn ſowie ſonſtige wiederkehrend zahlbare Vergütungen für geleiſtete 
Arbeiten ſind, wenn die zu vergütenden Leiſtungen die Erwerbstätigkeit des Schuldners vollſtändig 
oder zu einem weſentlichen Teil in Anſpruch nehmen, 

bei Auszahlung für Monate oder Bruchteile von Monaten bis zum Betrage von 180 G 
monatlich, 

bei Auszahlung für Wochen bis zum Betrage von 42 G wöchentlich, 

bei Auszahlung für Tage bis zum Betrage von 7,— G täglich 
und, ſoweit ſie dieſe Beträge überſteigen, bis zu einem Drittel des Mehrbetrages der Pfändung 
nicht unterworfen. Die Vorſchrift des $ 850 Abſ. 1 Satz 3 gilt dabei entſprechend. 

(2) Hat der Schuldner ſeinem Ehegatten, einem früheren Ehegatten, einem Verwandten oder 
einem unehelichen Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo erhöht ſich der unpfändbare Teil des Mehr⸗ 
betrages für jede Perſon, der Unterhalt gewährt wird, um ein Sechſtel, höchſtens jedoch auf zwei 
Drittel des Mehrbetrages. 

(3) Überjteigt die Vergütung die Summe von 

600 G für den Monat, 
von 135 G für die Woche, 
von 22,50 G für den Tag, 


10 findet auf den Mehrbetrag die Vorſchrift des Abſatzes 2 keine Anwendung. 


(4) Für die Pfändung wegen geſetzlicher Unterhaltsanſprüche gilt S 850 Abſ. 3 entſprechend. 
(5) Andern ſich die Verhältniſſe, die nach den Abſätzen 1 bis 4 den unpfändbaren Teil 
der Vergütung beſtimmen, jo gilt $ 850 Abſ. 4 entſprechend. 


§ 850 e 


(1) Hat ſich der Empfänger der vom Schuldner geleiſteten Arbeiten oder Dienſte verpflichtet, 
Leiſtungen an einen Dritten zu bewirken, die nach Lage der Umſtände ganz oder teilweiſe eine 
Vergütung für die Leiſtung des Schuldners darſtellen, ſo kann der Anſpruch des Drittberech⸗ 


er tigten inſoweit auf Grund des Schuldtitels gegen den Schuldner gepfändet werden, wie wenn der 


Anſpruch dem Schuldner zuſtände. Die Pfändung des Vergütungsanſpruchs des Schuldners um⸗ 
faßt ohne weiteres den Anſpruch des Drittberechtigten. f 
(2) Der Pfändungsbeſchluß iſt dem Drittberechtigten ebenſo wie dem Schuldner zuzuſtellen. 
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18 8 850 d eR 
Leiſtet der Schuldner einem Dritten in einem ſtändigen Verhältnis Arbeiten oder Dienſte, 
ie nach Art und Umfang üblicherweiſe vergütet werden, unentgeltlich oder gegen eine unverhält⸗ 
„Anismäßig geringe Vergütung, jo gilt im Verhältnis des Gläubigers zu dem Empfänger der Ar⸗ 
Hbeits⸗ oder Dienſtleiſtungen eine angemeſſene Vergütung als geſchuldet. Bei der Prüfung, ob dieſe 
Vorausſetzungen vorliegen, ſowie bei der Bemeſſung der Vergütung iſt auf alle Umſtände des 
Einzelfalles, insbeſondere die Art der Arbeits- oder Dienſtleiſtung, die verwandtſchaftlichen oder 
onſtigen Beziehungen zwiſchen dem Dienſtberechtigten und dem Dienſtverpflichteten und die wirt: 

chaftliche Leiſtungsfähigkeit des Dienſtberechtigten, Rückſicht zu nehmen. 


§ 850 e 


Sit in anderen als den im $ 850 b bezeichneten Fällen ein Anſpruch auf Vergütung für per⸗ 
sönlich geleiſtete Arbeiten oder Dienſte gepfändet, jo hat das Gericht dem Schuldner auf Antrag 
ſo viel zu belaſſen, als er während eines angemeſſenen Zeitraums für ſeinen notwendigen Unter⸗ 
halt und den ſeines Ehegatten, ſeiner unterhaltsberechtigten Verwandten oder eines unehelichen 
Kindes bedarf. Bei der Entſcheidung find die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Schuldners, ins- 
beſondere ſeine ſonſtigen Verdienſtmöglichkeiten, frei zu würdigen. Dem Schuldner iſt nicht mehr 
zu belaſſen, als ihm nach freier Schätzung des Gerichts verbleiben würde, wenn ſein Einkommen 
aus laufendem Arbeits- oder Dienftlohn beſtände. Der Antrag des Schuldners iſt inſoweit abzu- 
chnen, als überwiegende Belange des Gläubigers entgegenſtehen. 


§ 850 f 
(1) Die Pfändung 
1. des Ruhegehalts von Perſonen, die in einem bürgerlich-rechtlichen Dienſt⸗ oder Arbeits⸗ 
8 verhältnis beſchäftigt geweſen ſind, und der Bezüge von Hinterbliebenen dieſer Perſonen, 
2. der Bezüge, die ein Handlungsgehilfe auf Grund der Vorſchriften der SS 74 bis 75a 
des Handelsgeſetzbuchs (Reichsgeſetzbl. 1914 S. 209) für die Zeit nach der Beendigung 
des Dienſtverhältniſſes als Entſchädigung beanſpruchen kann, 
unterliegt denſelben Beſchränkungen wie die Pfändung des Arbeits- und Dienſtlohnes (§ 850 b). 
(2) Die Sterbe- oder Gnadenbezüge der in Nr. 1 genannten Hinterbliebenen ſind in voller 
Höhe unpfändbar. 
Ss 850 g 
Der Pfändung ſind nicht unterworfen 

1. die nach $ 843 des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen einer Verletzung des Körpers oder 
der Geſundheit zu entrichtenden Geldrenten; 

2. die auf geſetzlicher Vorſchrift beruhenden Unterhaltsforderungen und die nach $ 844 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen der Entziehung einer ſolchen Forderung zu entrichtende 
Geldrente; 

3. die fortlaufenden Einkünfte, die ein Schuldner aus Stiftungen oder ſonſt auf Grund der 
Fürſorge und Freigebigkeit eines Dritten oder auf Grund eines Altenteils- oder Auszugs⸗ 
vertrags bezieht, ſoweit der Schuldner der Einkünfte für ſeinen notwendigen Unterhalt 
und den ſeines Ehegatten und ſeiner unterhaltsberechtigten Verwandten bedarf; 

4. die aus Kranken-, Hilfs- und Sterbekaſſen zu beziehenden Hebungen, ſoweit nicht eine 
andere geſetzliche Regelung getroffen ift; 


§ 850 h 
Die Vorſchriften der Verſicherungs-, Verſorgungs- und ſonſtigen Geſetze über die Pfändung 
yon Anſprüchen beſtimmter Art bleiben unberührt. 
Zweiter Abſchnitt 
Verhütung mißbräuchlicher Ausnutzung von Vollſtreckungs möglichkeiten 
Artikel 1 


Die Durchführung der Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen in beweglichen Sachen unter— 
liegt bis auf weiteres folgenden Beſchränkungen: 

(1) Vor der Verwertung gepfändeter Sachen iſt dem Schuldner, ſoweit angängig, Gelegenheit zu 
geben, ſeine Schuld durch freiwillige Leiſtungen zu tilgen. Zu dieſem Zwecke hat das Vollſtreckungs⸗ 
gericht auf Antrag, wenn dies nach der Perſönlichkeit und den wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Schuld⸗ 
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ners und der Art der Schuld angemeſſen erſcheint und nicht überwiegende Belange des Gläubigers ent- 
gegenſtehen, unter Anordnung von Zahlungsfriſten die Verwertung der Pfandſtücke zeitweilig auszu⸗ 
ſetzen. / 

(2) Wird der im Abſ. 1 Satz 2 bezeichnete Antrag nicht alsbald nach der Pfändung geſtellt, ſo 
kann er ohne ſachliche Prüfung zurückgewieſen werden, wenn das Vollſtreckungsgericht der Überzeugung 
iſt, daß der Schuldner den Antrag in der Abſicht der Verſchleppung oder aus grober Nachläſſigkeit nicht 
früher geſtellt hat. 

(3) Anordnungen der im Abſ. 1 Satz 2 bezeichneten Art können mehrmals ergehen und, ſoweit es 
nach Lage der Verhältniſſe, insbeſondere wegen nicht ordnungsmäßiger Erfüllung der Zahlungsauflagen, 
geboten erſcheint, auf Antrag aufgehoben oder abgeändert werden. 

(4) Vor den im Abſ. 1 Satz 2 und im Abſ. 3 bezeichneten Entſcheidungen ſoll, ſoweit dies ohne 
erhebliche Verzögerung möglich iſt, der Gegner gehört werden. Die für die Entſcheidung weſentlichen 
tatſächlichen Verhältniſſe bedürfen nur der Glaubhaftmachung. Das Gericht ſoll in geeigneten Fällen 
auf eine gütliche Abwicklung der Verbindlichkeit hinwirken und kann hierzu eine mündliche Verhand⸗ 
lung anordnen. Die Entſcheidungen gemäß Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 2, 3 ſind unanfechtbar. 

(5) Bei Zwangsvollſtreckungen, die im Verwaltungszwangsverfahren erfolgen, ſtehen die dem 
Vollſtreckungsgericht zugewieſenen Entſcheidungen der Vollſtreckungsbehörde und, ſoweit die Beitreibung 
dem Staatlichen Vollſtreckungsamt übertragen iſt, dieſem zu. 

Artikel 2 

(1) Auf Antrag des Schuldners kann des Vollſtreckungsgericht Maßnahmen der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung — auch wenn ihnen ſonſtige geſetzliche Vorſchriften nicht entgegenſtehen — ganz oder teilweiſe 
aufheben, unterſagen oder zeitweilig ausſetzen, wenn ſich nach Prüfung aller Umſtände des Falles, 
insbeſondere auch eines berechtigten Schutzbedürfniſſes des Gläubigers, deſſen Vorgehen gegen den 
Schuldner als eine geſundem Volksempfinden gröblich widerſprechende Härte darſtellt. 

(2) War dem Schuldner die rechtzeitige Anrufung des Vollſtreckungsgerichtes nicht möglich, ſo 
kann der Gerichtsvollzieher die Zwangsvollſtreckung bis zur Entſcheidung des Vollſtreckungsgerichts auf⸗ 
ſchieben, wenn ihm das Vorliegen der Vorausſetzungen des Abſ. 1 glaubhaft gemacht wird. 

(3) Anordnungen der im Abſ. 1 bezeichneten Art kann das Gericht ändern oder aufheben, wenn 
dies nach Lage der Verhältniſſe geboten erſcheint. 

Dritter Abſchnitt 
Berücksichtigung der Abzahlungsraten zinsloſer Baudarlehen von Bauſparkaſſen in der 
Zwangsverwaltung 

Bei der Verteilung der Überſchüſſe eines zwangsverwalteten Grundſtücks (8 155 Abſ. 2 des 
Zwangsverſteigerungsgeſetzes) ſind die Abzahlungsraten von Baudarlehen einer Bauſparkaſſe bis zur 
Höhe von jährlich 5 vom Hundert der urſprünglichen Darlehnsſumme ebenſo zu berückſichtigen wie 
wiederkehrende Leiſtungen. 

Vierter Abſchnitt 
Schluß⸗ und Übergangsvorſchriften 

(1) Soweit in Geſetzen oder Verordnungen auf Vorſchriften verwieſen it, die durch dieſe Verord⸗ 
nung geändert werden, treten an ihre Stelle die entſprechenden Beſtimmungen dieſer Verordnung. 

(2) Dieſe Verordnung tritt am 15. März 1935 in Kraft. In dieſem Zeitpunkt treten das Geſetz, 
betreffend die Beſchlagnahme des Arbeits- und Dienſtlohnes ſowie die Verordnung über Lohnpfändung 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. November 1928 (G. Bl. S. 411) ſowie die Verordnung 
vom 16. September 1932 (G. Bl. S. 695) außer Kraft. 

Eine vor dem 15. März 1935 erfolgte Pfändung von Anſprüchen der im Abſchnitt I Ziffer 2 
bezeichneten Art beſchränkt oder erweitert ſich nach Maßgabe der neuen Vorſchriften von dem auf ihr 
Inkrafttreten nächſtfolgenden Fälligkeitszeitpunkt an. 

Auf Antrag des Gläubigers oder Schuldners hat das Vollſtreckungsgericht oder die ſonſtige Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde, die die Pfändung bewirkt hat, den Pfändungsbeſchluß entſprechend zu berichtigen. 
Der Drittſchuldner kann, ſolange ihm der Berichtigungsbeſchluß nicht zugeſtellt iſt, nach Maßgabe der 
bisherigen Pfändung mit befreiender Wirkung leiſten. 

Danzig, den 9. März 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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Schriftleitung: Geſchaͤftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsamzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


